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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem 

Gesetz über die Tuberkulosehilfe 
— Drucksachen 349, 680, 1014 — 

Berichterstatter: 

Minister Dufhues 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 66. Sitzung am 
18. März 1959 beschlossene Gesetz über die Tuberkulosehilfe 
— Drucksachen 349, 680 — wird nach Maßgabe der in der An- 
lage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
eine gemeinsame Abstimmung nicht erforderlich ist. 


Bonn, den 24. April 1959 
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Drucksadle 1034 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 


1. §§ 21, 24 Abs. 1 Satz 2 und § 38 Abs. 4 

a) § 21, 

b) § 24 Abs. 1 Satz 2 und 

c) der Klammerhinweis auf §,21 in § 38 Abs. 4 
werden gestrichen. 

2. § 32 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a und 
Nr. 3 Buchstabe a 

a) Nr. 1 Buchstabe a: 

In § 1244a Abs. 6 der Reichsversicherungs- 
ordnung wird als letzter Satz angefügt: 

„§ 1242 gilt nur für die Dauer der Gewährung 
von Ubergangsgeld." 

b) Nr. 2 Buchstabe a: 

In § 21a Abs. 6 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes wird als letzter Satz angefügt: 


„§ 19 gilt nur für die Dauer der Gewährung 
von Ubergangsgeld." 

c) Nr. 3 Buchstabe a: 

In § 43a Abs. 6 des Reichsknappschaftsgeset- 
zes wird als letzter Satz angefügt: 

„§ 41 gilt nur für die Dauer der Gewährung 
Von Übergangsgeld." 

3. § 36 

In § 36 Abs. 1 wird der Punkt am Ende von 
Buchstabe b durch ein Semikolon ersetzt und fol- 
gender neuer Buchstabe c angefügt: 

„c) in den ersten zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Hälfte der Aufwendun- 
gen, die den Landesfürsorgeverbänden durch 
den Vollzug des § 2 entstehen, soweit diese 
Aufwendungen nicht bereits von Buchstabe a 
Nr. 1 erfaßt werden." 
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